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An den Grossen Rat 16.5341.02 

 
 
JSD/P165341 
 
Basel, 21. September 2016 
 
Regierungsratsbeschluss vom 20. September 2016 
 
 
 

Interpellation Nr. 83 Elisabeth Knellwolf betreffend «Krawalle in 
der Basler Innerstadt vom 24. Juni 2016» 
 
(Eingereicht vor der Grossratssitzung vom 14. September 2016) 
 

«Der allergrösste Teil der Basler Bevölkerung verurteilt solche Gewaltexzesse aufs Tiefste. Die 
Berichterstattung über die gestrigen Vorfälle hinterlässt Fassungslosigkeit und offene Fragen. Er-
freulich ist, dass offenbar immerhin 14 Festnahmen gelangen. Sehr bedauerlich ist dagegen, dass 
es auf Seiten der Polizei zwei Verletzte gab. Den Polizistinnen und Polizisten sei an dieser Stelle 
für ihren Einsatz gedankt. 

Ich bitte die Regierung um Beantwortung folgender Fragen: 

1. Welcher Szene gehören diese Kriminellen an? 

2. Waren diese Personen der Polizei bereits bekannt? 

3. Was ist über die Motive dieser Personen bekannt?  

4. Sind diese Personen in Basel gemeldet? Oder sind sie von auswärts nach Basel gekom-
men? Woher? Zu welchem Zweck?  

5. Warum wurde die Polizei von den Ausschreitungen überrascht, nachdem es sich offenbar 
um eine Wiederholung handelte? 

6. Welche Massnahmen werden getroffen, damit sich solche Ausschreitungen nicht wiederho-
len? Welche personellen und sachlichen Mittel sind dazu nötig? Stehen diese heute zur 
Verfügung? 

7. Was passiert mit den Festgenommenen? Mit welchen Strafen haben sie zu rechnen? Be-
finden sie sich (noch) in Untersuchungshaft? 

8. Wie hoch sind die Sachbeschädigungen zu beziffern? 

9. Wer kommt für diese Schäden auf? 

10. Wie hoch sind die Kosten für die Basler Steuerzahlerinnen und Steuerzahler? Für den Poli-
zeieinsatz und die Aufräumarbeiten? Für die Behebung der Sachschäden? 

Andrea Elisabeth Knellwolf» 

 
 
Wir beantworten diese Interpellation wie folgt: 
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A. Allgemeine Bemerkungen 
Am 24. Juni 2016 kurz nach zehn Uhr gingen bei der Kantonspolizei erste Meldungen über eine 
Gruppe von rund 50 Personen ein, die im Bereich des Steinengrabens erste Sachbeschädigun-
gen begingen. Die Gruppe zog auf ihrem Weg durch verschiedene Querstrassen und schlug eine 
Vielzahl von Scheiben ein oder verschmierte Fassaden. Die jeweils eingetroffenen Polizeipatrouil-
len wurden derart heftig angegriffen, dass sie sich zum Teil nur noch in Sicherheit bringen konn-
ten. An mehreren Patrouillenfahrzeugen wurden Scheiben eingeschlagen. Im Petersgraben und 
bei der Spitalstrasse gelang es der Polizei 14 Personen anzuhalten. Diese widersetzten sich den 
Anhaltungen zum Teil heftig. Die Angehaltenen wurden zur Kontrolle auf Polizeiwachen gebracht 
und im Nachgang durch die Staatsanwaltschaft Basel-Stadt festgenommen. 
 
Der Regierungsrat verurteilt in aller Schärfe, dass in der Innenstadt massive Sachbeschädigun-
gen begangen und Polizistinnen und Polizisten gewalttätig angegangen und verletzt worden sind. 
Dies ist unter allen Umständen inakzeptabel. 
 
 

B. Zu den konkreten Fragen 
1. Welcher Szene gehören diese Kriminellen an? 

Es ist davon auszugehen, dass die mutmassliche Täterschaft der gewalttätigen linksextremen 
Szene angehört (vgl. Antwort auf Frage 3).  

 

2. Waren diese Personen der Polizei bereits bekannt? 

Einzelne dieser Personen waren der Kantonspolizei Basel-Stadt und der Staatsanwaltschaft be-
reits bekannt. 

 

3. Was ist über die Motive dieser Personen bekannt? 

Mögliche Motive finden sich im Bekennerschreiben vom 27. Juni 2016 (vgl. Beilage). Demnach 

soll es sich um eine «Demonstration gegen Rassismus, Repression und Vertreibung» gehandelt 

haben. 

 

4. Sind diese Personen in Basel gemeldet? Oder sind sie von auswärts nach Basel ge-
kommen? Woher? Zu welchem Zweck? 

Die Beschuldigten sind in Basel und anderen Schweizer Kantonen gemeldet, eine Person in den 
Niederlanden. 

 

5. Warum wurde die Polizei von den Ausschreitungen überrascht, nachdem es sich of-
fenbar um eine Wiederholung handelte? 

Die «Demonstration» wurde im Vorfeld nicht angekündigt, und die Aufrufe zur Teilnahme erfolg-
ten ohne Wissen der Kantonspolizei über nicht öffentliche Kanäle. 

 

6. Welche Massnahmen werden getroffen, damit sich solche Ausschreitungen nicht 
wiederholen? Welche personellen und sachlichen Mittel sind dazu nötig? Stehen die-
se heute zur Verfügung? 

Ausschreitungen können – unabhängig der zur Verfügung stehenden personellen und sachlichen 
Mittel – nie ausgeschlossen werden. Die Kantonspolizei plant ihren Ressourceneinsatz sorgfältig 
und bietet bei entsprechenden Hinweisen zusätzliche Einsatzkräfte auf.  
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7. Was passiert mit den Festgenommenen? Mit welchen Strafen haben sie zu rechnen? 
Befinden sie sich (noch) in Untersuchungshaft? 

Insgesamt wurden 14 tatverdächtigte Personen von der Kantonspolizei festgenommen, gegen 
sieben Personen hat das Zwangsmassnahmengericht auf Antrag der Staatsanwaltschaft mehr-
wöchige Untersuchungshaft angeordnet. Gegen die Beschuldigten wurden Strafverfahren wegen 
qualifizierter Sachbeschädigung, Landfriedensbruchs sowie Gewalt und Drohung gegen Behör-
den und Beamte eröffnet. 

 

8. Wie hoch sind die Sachbeschädigungen zu beziffern? 

Der Sachschaden beträgt mindestens 350'000 Franken. 

 

9. Wer kommt für diese Schäden auf? 

Die Eigentümer können ihre Schadenersatzansprüche im Strafverfahren geltend machen. Bei 
einer Verurteilung werden den Beschuldigten die Kosten und Entschädigungen anteilmässig auf-
erlegt. Auch kann eine solidarische Haftung angeordnet werden. 

 

10. Wie hoch sind die Kosten für die Basler Steuerzahlerinnen und Steuerzahler? Für 
den Polizeieinsatz und die Aufräumarbeiten? Für die Behebung der Sachschäden? 

Eine genaue Bezifferung der Aufwände von Justiz und Verwaltung ist nicht möglich. 
 
 
Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt 
 

      
 
Dr. Guy Morin 
Präsident 

Barbara Schüpbach-Guggenbühl 
Staatsschreiberin 

 
 
 
 
Beilage 
«Kommunique zum Umzug gegen Rassismus, Repression und Vertreibung» 
 




